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April 2026 

1. Festgeld 

Über die Depotverwahrstelle Fidelity Fondsbank (FFB) sind Festgelder verfügbar. Voraussetzung dafür ist ein 
bereits bestehendes Depot bei der FFB. 

 Schon ab 1.000 Euro mit bis zu 100.000 Euro Einlagensicherung 

Die Zinsen auf die Festgelder sind leicht rückläufig, aber weiterhin attraktiv. 
Nachfolgend die aktuellen Konditionen der Fidelity Fondsbank (FFB). Die Konditionen sind freibleibend. 

Laufzeit (Monate) Startdatum Zinssatz 

1 04.Mai 2026 1,75 % p.a. 

2 04.Mai 2026 1,90 % p.a. 

3 04.Mai 2026 2,00 % p.a. 

4 04.Mai 2026 2,00 % p.a. 

6 04.Mai 2026 2,20 % p.a. 

9 04.Mai 2026 2,00 % p.a. 

12 04.Mai 2026 2,35 % p.a. 

Bei Interesse wenden Sie sich bitte direkt an Herrn Müller.                                                                   

Quelle: FFB  

2. Gesetz zur Haftung bei Unfällen mit Elektrokleinstfahrzeugen im Straßenverkehr (BMJV) 

Die Bundesregierung hat am 18.3.2026 den vom Bundesministerium der Justiz und für Verbraucher-
schutz (BMJV) vorgelegten Entwurf eines Gesetzes zur Haftung bei Unfällen mit Elektrokleinstfahrzeu-
gen im Straßenverkehr beschlossen. Damit sollen für Unfälle mit E-Scootern künftig die gleichen Haf-
tungsregeln gelten wie für Unfälle mit anderen Kraftfahrzeugen wie z.B. Autos. 

Im geltenden Recht sind E-Scooter von den strengen Haftungsregeln für Kraftfahrzeuge ausgenom-
men. Sie profitieren von einer Ausnahmeregelung für langsam fahrende Fahrzeuge mit einer Höchstgeschwin-
digkeit von bis zu 20 Stundenkilometern. Konkret bedeutet das, dass Geschädigte bei Unfällen mit E-Scoo-
tern für die Geltendmachung ihrer Ansprüche bislang darauf angewiesen sind, ein Verschulden insbeson-
dere des Fahrers darzulegen und zu beweisen. In der Praxis hat das zur Folge, dass Geschädigte oft leer 
ausgehen.  

Folgende Maßnahmen sind vorgesehen: 

 Künftig sollen Halter von E-Scootern verschuldensunabhängig haften. Für Fahrer von E-Scootern soll 
das Verschulden vermutet werden. Das bedeutet, dass sie ebenfalls haften, wenn sie sich nicht ent-
lasten können. So sollen Geschädigte leichter Schadensersatz bekommen können. Der Schadensersatz 
soll dann wie bisher über die Haftpflichtversicherung abgewickelt werden, die Halter von E-Scootern 
schon nach geltendem Recht abschließen müssen. 

 Die Änderungen sollen auch für andere Elektrokleinstfahrzeuge gelten. So sollen insbesondere auch 
selbstbalancierende Fahrzeuge wie etwa Segways von den neuen Haftungsregeln erfasst werden. Für 
Nutzfahrzeuge der Bau- und Landwirtschaft, motorisierte Krankenfahrstühle und andere langsam fahrende 
Kraftfahrzeuge soll die Ausnahme von der Gefährdungshaftung dagegen beibehalten werden. 

Quelle: datenbank.nwb.de 
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3. E-Bikes auf dem Auto: Warum der Transport zum Sicherheitsrisiko wird 

E-Bikes verändern den Fahrradtransport grundlegend. Was bei klassischen Fahrrädern meist problemlos funk-
tioniert, kann bei elektrisch unterstützten Rädern schnell zum Risiko werden. Mit Gewichten von oft mehr als 
25 Kilogramm sind E-Bikes deutlich schwerer als herkömmliche Fahrräder, die in der Regel zwischen 15 und 
18 Kilogramm wiegen. Viele gängige Trägersysteme sind auf diese Last jedoch nicht ausgelegt. 

Besonders kritisch sind einfache Heckklappenträger. Sie sind häufig nur für rund 20 Kilogramm pro Fahrrad 
zugelassen – und damit für viele E-Bikes unterdimensioniert. Auch Dachträger bergen Risiken. Neben der 
Frage der zulässigen Dachlast erhöht sich bei schweren Rädern die Gefahr, dass sich Fahrräder bei einem 
Unfall lösen. Zudem wird die maximal erlaubte Dachlast bei mehreren E-Bikes schnell erreicht. 

Als geeigneter gelten Trägersysteme für die Anhängerkupplung. Sie sind stabiler und auf höhere Lasten aus-
gelegt. Allerdings verschiebt sich das Problem damit auf eine andere Ebene: die sogenannte Stützlast. Sie 
gibt an, wie viel Gewicht auf der Anhängerkupplung lasten darf – typischerweise zwischen 50 und 100 Kilo-
gramm, abhängig vom Fahrzeug. Gerade bei mehreren E-Bikes wird diese Grenze schnell erreicht. Neben 
dem Gewicht der Fahrräder fällt auch das Eigengewicht des Trägers ins Gewicht. In vielen Fällen bleibt damit 
nur der Transport eines einzelnen E-Bikes. 

Mit dem steigenden Gewicht verändert sich auch das Risiko. Löst sich ein Fahrrad während der Fahrt, steigt 
durch die höhere Masse die kinetische Energie – und damit das Schadenspotenzial. Materialversagen oder 
Überlastung können so schnell zu gefährlichen Situationen führen. 

Hinzu kommt eine oft unterschätzte Frage: der Versicherungsschutz. Verursacht ein vom Träger gelöstes 
Fahrrad einen Schaden, greift die Kfz-Haftpflichtversicherung. Schäden am eigenen Fahrzeug oder am Träger 
sind dagegen in der Regel nicht abgedeckt. Auch transportierte E-Bikes sind nicht automatisch versichert. 
Nach Einschätzung des R+V-Infocenters kann eine Hausratversicherung im Einzelfall greifen, etwa bei Ver-
lust. Verlässlich abgesichert ist das Risiko jedoch meist nur über eine spezielle E-Bike-Versicherung. 

Aus den technischen und versicherungsrechtlichen Rahmenbedingungen ergeben sich klare Anforderungen: 
Trägersysteme müssen ausdrücklich für E-Bikes zugelassen sein 

 Akkus sollten für den Transport entfernt werden, um Gewicht zu reduzieren 

 Befestigungen sind regelmäßig zu kontrollieren, insbesondere nach den ersten Kilometern 

 Geschwindigkeitsvorgaben der Hersteller sind einzuhalten 

Quelle: experten.de 

4. Leitungswasserschaden 

Was muss Versicherungsnehmer nachweisen? 

Bei Leitungswasserschäden ist oft unklar, welche Beweislast der Versicherungsnehmer trägt und welche der 
Versicherer. Ablehnungen mit der Begründung, der Versicherungsfall sei nicht nachgewiesen, gehören zu den 
häufigsten Streitpunkten in der Regulierung von Wasserschäden. Doch was muss ein Versicherungsnehmer 
bei einem entsprechenden Schaden in der Hausrat- oder Wohngebäudeversicherung tatsächlich nachweisen 
und was nicht?  

Beweislast des Versicherungsnehmers bei Leitungswasserschaden 

Der Versicherungsnehmer muss belegen, dass sich ein versichertes Risiko zur versicherten Zeit und am ver-
sicherten Ort verwirklicht hat. Zusätzlich ist er gehalten, die Höhe des geltend gemachten Schadens nachvoll-
ziehbar zu dokumentieren. 

Trennung von Bruchschaden und Nässeschaden 

Zu unterscheiden ist zwischen dem Bruchschaden an Rohren (Zu- und Ableitungen) und dem Nässeschaden 
durch bestimmungswidrig austretendes Leitungswasser. Diese Abgrenzung ist entscheidend, denn ein nicht 
versicherter Bruchschaden führt nicht automatisch dazu, dass auch der daraus resultierende Nässeschaden 
vom Versicherungsschutz ausgeschlossen ist. Aber der Versicherungsnehmer muss eben den Vollbeweis er-
bringen, dass sich das versicherte Risiko realisiert hat. 
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In bestimmten Konstellationen greifen jedoch Beweiserleichterungen zugunsten des Versicherungsnehmers. 
Der sogenannte Anscheinsbeweis kommt dann zur Anwendung, wenn ein typischer Geschehensablauf vor-
liegt. Das ist etwa der Fall, wenn Wasser aus einer Wand austritt und andere Ursachen als ein Defekt in einer 
innen liegenden Leitung praktisch ausgeschlossen werden können. In solchen Situationen ist es nicht erfor-
derlich, die genaue Schadenursache durch aufwendige Maßnahmen wie das Öffnen der Wand im Detail nach-
zuweisen. Es genügt, wenn mit hoher Wahrscheinlichkeit feststeht, dass das Wasser nicht von außen einge-
drungen ist. 

Beweislast des Versicherer bei Einwänden wie Obliegenheitsverletzung 

Auf der anderen Seite trifft auch den Versicherer eine klare Beweislast, wenn er sich auf leistungsbegrenzende 
oder leistungsbefreiende Umstände beruft. Das gilt insbesondere für Obliegenheitsverletzungen, Risikoaus-
schlüsse oder den Rücktritt vom Vertrag. In der Praxis zeigt sich jedoch häufig, dass solche Einwendungen 
lediglich behauptet, aber nicht ausreichend belegt werden. Ein typisches Beispiel ist: die Berufung des Versi-
cherers auf einen Ausschluss wie etwa eine Sturmflut. Hier reicht es nicht aus, pauschal auf einen solchen 
Ausschlusstatbestand hinzuweisen; vielmehr muss der Versicherer konkret nachweisen, dass genau dieser 
Fall tatsächlich vorlag und nicht etwa nur ein Hochwasser. 

Quelle: asscompact.de 

5. Immobilienfinanzierung  

Unsere aktuellen Finanzierungskonditionen vom 27.04.2026, die Konditionen sind freibleibend. 
 

Volltilgerdarlehen 
Beleihungshöhe: bis 100% (entspricht ca. 90% des Verkehrswertes) 

Unsere Konditionen unterstellen einen Nettodarlehensbetrag von 200.000,00 Euro, der innerhalb der ange-
gebenen Sollzinsbindung durch regelmäßige Tilgung komplett zurückgeführt wird. Die Konditionen gelten 
für eigengenutzte, bereits bestehende Immobilien ohne erhöhten Modernisierungsaufwand bei erstrangiger 
Absicherung des Darlehens über eine Grundschuld und Auszahlung des Darlehensbetrages in einer 
Summe. Sondertilgungsmöglichkeiten sind nur im gesetzlichen Rahmen enthalten (Kündigungsrecht nach 
BGB bei einer Sollzinsbindung länger als 10 Jahre). Wie bei der Vergabe von Immobilienkrediten üblich, 
werden außerdem eine einwandfreie Einkommens- und Vermögenssituation des Antragstellers, ein gesi-
chertes Angestelltenverhältnis sowie ein nachhaltiger Objektwert von mindestens 222.222,22 Euro voraus-
gesetzt. 

Sollzinsbindung Sollzinssatz Eff. Jahreszins Monatsrate für 200.000 Euro 

10 J. 3,68 %  3,79 %  1.995 Euro 

15 J. 3,90%  4,00 %  1.470 Euro 

20 J. 4,10 %  4,20 %  1.223 Euro 

25 J. 4,34 % 4,45 % 1.095 Euro 

    
 

Beispiel: 
Darlehensbetrag     200.000,00 €  
Auszahlungsdatum  04.05.2026 

Gebundener Sollzinssatz  4,10 % pro Jahr 

Summe der geleisteten Zinszahlung  93.301 € 

Anfängliche Tilgung  3,17 % 

Laufzeit des Darlehens     20 Jahre 1 Monate  

Restschuld zum Ende der Sollzinsbindung 01.05.2046    0,00 €  

Monatliche Darlehensrate     1.223 €  
 
Quelle Prohyp 
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KV-Wechsel ab 55: Gesetz schränkt Rückkehr in GKV ein 

Ab 55 Jahren sind die Wechselmöglichkeiten von der PKV in die GKV stark eingeschränkt. Gesetzliche Än-
derungen schließen nun auch noch bisher bestehende Regelungslücken. Gestaltungsmöglichkeiten werden 
damit eingedämmt, Umwege über das Ausland oder über eine Teilrente werden versperrt. 

Wenn die Beiträge in der privaten Krankenversicherung (PKV) im Alter steigen, wächst bei manchen Versi-
cherten der Wunsch nach einer Rückkehr in die gesetzliche Krankenversicherung (GKV). Doch spätestens ab 
dem 55. Lebensjahr ist ein Wechsel deutlich eingeschränkt. Einige Versicherte suchten daher bislang Um-
wege, etwa über einen kurzfristigen Auslandsaufenthalt oder eine sogenannte Teilrente. Während die Recht-
sprechung diesen Gestaltungen bereits Grenzen gesetzt hat, hat nun auch der Gesetzgeber nachgezogen. 

Versicherungsfreiheit ab 55 Jahren bleibt im Grundsatz bestehen 

Maßgeblich sind in diesem Zusammenhang die Regelungen des § 6 Absatz 3a des Fünften Buches Sozialge-
setzbuch (SGB V). Diese wurden im Zuge des „Gesetzes zur Befugniserweiterung und Entbürokratisierung in 
der Pflege“ mit Wirkung zum 01.01.2026 angepasst und um Absatz 3b ergänzt. Am Grundsatz selbst ändert 
sich jedoch nichts: Personen, die nach Vollendung des 55. Lebensjahres versicherungspflichtig werden, wer-
den nicht automatisch Mitglied der GKV, wenn sie in den fünf Jahren zuvor nicht gesetzlich krankenversichert 
waren und weitere Voraussetzungen erfüllen. In diesen Fällen bleibt die Versicherungsfreiheit bestehen, so-
dass eine Rückkehr in die GKV trotz grundsätzlich eintretender Versicherungspflicht ausgeschlossen ist. 

Kein Umweg mehr über Auslandsaufenthalte 

§ 6 Absatz 3b SGB V stellt zudem klar, dass auch Konstellationen erfasst werden, in denen eine Absicherung 
im Krankheitsfall auf Grundlage zwischenstaatlicher oder supranationaler Regelungen bestand und diese ei-
ner gesetzlichen Krankenversicherung vergleichbar ist. Unter bestimmten Voraussetzungen können solche 
Zeiträume ebenfalls dazu führen, dass die Versicherungsfreiheit fortbesteht. Damit reagiert der Gesetzgeber 
auf Gestaltungsmöglichkeiten, bei denen Versicherte über Zwischenstationen außerhalb der deutschen GKV 
versucht haben, die Voraussetzungen für eine Rückkehr zu erfüllen. 

Teilrente, Familienversicherung: GKV-Rückkehr nur mit Vorversicherungszeiten 

Zudem wurde durch die Anpassungen deutlicher herausgestellt, dass Unterbrechungen oder Veränderungen 
der bisherigen Erwerbs- oder Versicherungsbiografie nach Vollendung des 55. Lebensjahres nicht ohne Wei-
teres zu einem Wechsel in die GKV führen. Maßgeblich ist vielmehr, ob und in welchem Umfang zuvor eine 
ausreichende Bindung an die gesetzliche Krankenversicherung bestanden hat. Fehlt diese, bleibt es bei der 
Versicherungsfreiheit. 

Schließung von Schlupflöchern 

Gerne wird in diesem Zusammenhang davon gesprochen, dass sogenannte Schlupflöcher für einen Wechsel 
von der PKV in die GKV geschlossen werden. Der Gesetzgeber will damit einen „Gestaltungsmissbrauch“ 
beim Wechsel zwischen PKV und GKV verhindern und sicherstellen, dass das System der GKV nicht durch 
gezielte Rückwechsel im Alter belastet wird, wenn die Krankheitskosten und das Krankheitsrisiko typischer-
weise steigen, während in jüngeren Jahren bewusst eine günstigere private Absicherung gewählt wurde. (bh) 

Quelle: asscompac.de 

 


